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SPRUCH 
 

Was wir wissen, ist ein Tropfen, was wir nicht wissen, 
ein Ozean.  
Isaac Newton; 1643 – 1727, englischer Mathematiker, Physiker und Astro-
nom 
 

Was Sie interessieren kann:  

 
Arbeitsrecht  

Änderungen bei der Krankschreibung 

Arbeitsunfähigkeitsfeststellung per Video: Be-
reits seit Oktober 2020 können Ärzte mittels Video-
sprechstunde die Arbeitsunfähigkeit von Versicherten 
feststellen. Allerdings gilt dies bislang nur für die Ver-
sicherten, die in der Arztpraxis bereits bekannt sind. 
Zukünftig können auch Patienten per Videosprech-
stunde krankgeschrieben werden, die dem Vertrags-
arzt unbekannt sind. Einen entsprechenden Beschluss 
hat der Gemeinsame Bundesausschuss am 
19.11.2021 gefasst. 
 
Achtung: Für in der Arztpraxis unbekannte Versi-
cherte ist die Krankschreibung bis zu 3 Kalendertage 
möglich, für bekannte Versicherte bis zu 7 Kalender-
tage. 
 
Elektronische Übermittlung einer Arbeitsunfä-
higkeitsbescheinigung: Mit einer Arbeitsunfähig-
keitsbescheinigung (AU-Bescheinigung) bestätigt ein 
Arzt eine festgestellte Erkrankung, die den Arbeitneh-
mer am Erbringen der Arbeitsleistung hindert. Die AU-
Bescheinigung muss dem Arbeitgeber i. d. R. spätes-
tens am vierten Tag der AU vorliegen. 

 
 

 



Der Arbeitgeber kann die Vorlage aber auch schon e-
her verlangen. 
 
Die Übermittlung der AU-Bescheinigung an die Kran-
kenkasse des Arbeitnehmers erfolgt seit dem 
1.10.2021 digital durch den behandelnden Arzt. Bisher 
informierte der Arbeitnehmer die Krankenkasse über 
die AU. 
 
Ab dem 1.7.2022 werden auch Arbeitgeber in 
das elektronische Verfahren einbezogen. Der Ar-
beitgeber kann die erforderlichen Daten jeweils bei 
Vorliegen einer Berechtigung elektronisch bei der 
Krankenkasse abrufen, welche daraufhin die relevan-
ten Arbeitsunfähigkeitsdaten übermittelt. Fordert ein 
Arbeitgeber Meldungen über Arbeitsunfähigkeitszeiten 
bei einer Krankenkasse an, ist hierfür von ihm der Da-
tenaustausch eAU verpflichtend einzusetzen. Ab dem 
1.7.2022 erhält ein arbeitsunfähig erkrankter Patient 
also nur noch ein Papierexemplar für die persönlichen 
Unterlagen. 
 
 

Familienrecht/Erbrecht 

Vereinbarung über die Kosten des Verfah-
rens bei einer Scheidung 

Haben die Beteiligten in einer Scheidungs- oder Folge-
sache eine Vereinbarung über die Kosten des Verfah-
rens getroffen, so hat das Familiengericht diese Ver-
einbarung in seiner Kostenentscheidung im Regelfall 
zugrunde zu legen und darf hiervon nur abweichen, 
wenn schwerwiegende Gründe vorliegen, die es recht-
fertigen, die Kosten gegen den Willen der Beteiligten 
auf andere Weise als vereinbart zu verteilen. 
 
Die für eine Abweichung vom Regelfall maßgeblichen 
Gründe sind durch das Familiengericht in der Begrün-
dung der Kostenentscheidung darzulegen. 

 
 
 



Sonstiges 

Kündigung einer angemieteten Location 
wegen Corona 

Eine angemietete Location für eine geplante Hoch-
zeitsfeier kann gekündigt werden, wenn die Feier we-
gen Corona nicht durchführbar ist. Der Mieter muss 
aber, nach einem Urteil des Oberlandesgerichts Celle 
vom 2.12.2021 einen angemessenen Ausgleich zah-
len. 
 
In dem entschiedenen Fall hatte ein Paar vor Beginn 
der Corona-Pandemie ein Schloss für seine Hochzeit 
im August 2020 gemietet. Geplant war eine Feier mit 
bis zu 120 Personen. Der Mietpreis betrug netto 5.000 
€ zuzüglich weiterer Kosten. Aufgrund der dann gel-
tenden Corona-Verordnung waren Hochzeitsfeiern 
aber nur noch mit höchstens 50 Personen zulässig. Im 
Juli 2020 erklärte das Paar, seine Hochzeit nicht in 
dem Schloss zu feiern. Der Vermieter verlangte die 
vereinbarte Miete. 
 
Auch wenn der Mietvertrag streng genommen trotz 
der damals geltenden Corona-Verordnung hätte 
durchgeführt werden können, war dies dem Paar 
nicht zumutbar. Die Durchführung einer Hochzeitsver-
anstaltung stellt sich aus Sicht der Heiratenden als ein 
ganz besonderes einmaliges Ereignis dar, welches 
nicht ohne Weiteres verlegbar ist. Deshalb entfiel die 
sog. Geschäftsgrundlage für den Mietvertrag und das 
Paar konnte nach Auffassung des OLG wirksam kündi-
gen. Nach richterlichem Ermessen steht dem Vermie-
ter hier aber eine Ausgleichszahlung in Höhe von ins-
gesamt 2.000 € zu. 
 

 


